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1
Der Wandel zum Post-
korporatismus

Bis über den Prozess der deutschen Wie-
dervereinigung hinaus war die Sozialpoli-
tik ein korporatistisch strukturiertes Poli-
tikfeld. Die enge und kooperationsorien-
tierte Beziehung zwischen Staat, Gewerk-
schaften und Arbeitgeberverbänden sowie
die institutionalisierte Teilhabe der Ver-
bände an der Formulierung und Aus-
führung von politischen Entscheidungen
waren die wesentlichen Merkmale dieses
Politikbereiches. Ihre Beteiligung an der
Selbstverwaltung der Sozialversicherungs-
träger, ihre engen Beziehungen zu den so-
zialpolitischen Flügeln der beiden Volks-
parteien und ihre anerkannte Rolle als 
sozialpolitischer Interessenträger bei der
Vorbereitung und Formulierung von Ge-
setzen ermöglichte es Arbeitgeberverbän-
den und Gewerkschaften in diesem Poli-
tikbereich öffentliche Aufgaben und Funk-
tionen wahrzunehmen. Beide Verbände
hatten ein staatlich gewährleistetes Mono-
pol in der Vertretung sozialpolitischer In-
teressen inne.

Diese für die Sozialpolitik spezifischen
Strukturen unterliegen nun jedoch seit 
geraumer Zeit einem Prozess fundamenta-
len Wandels: 1. Es findet ein Strukturwan-
del der Selbstverwaltungsstrukturen statt.
2. Im Parteiensystem offenbart sich ein Eli-
tewechsel, der Parteien von Verbänden dis-
tanziert. 3. Das Politikfeld pluralisiert sich.
4. In der Sozialpolitik werden Märkte ge-
schaffen.

Dieser Wandel im Politikfeld wirft die
Frage nach Folgen auf. Dabei formuliert
der Beitrag die These, dass die Veränderun-

Selbstverwaltung schulte Personal für den
Aufbau der Verbandsbürokratien. Gewerk-
schaften nutzten die Selbstverwaltung sys-
tematisch, um dem hauptamtlichen Funk-
tionärsapparat Aufstiegschancen zu er-
möglichen und ihm administrative Quali-
fikationen und Schulungen zu verschaffen
(Billerbeck 1982, S. 64; Heidenheimer
1980, S. 9; Manow 2001). Für die Gewerk-
schaften lässt sich dabei eine Ko-Evolution
zwischen ihrer Organisierung und der 
Institutionalisierung der Selbstverwaltung
feststellen (Billerbeck 1982, S. 59). Auf die
Selbstverwaltungsbürokratie können auch
die engen Beziehungsstrukturen zurückge-
führt werden, die sich in Deutschland zwi-
schen den freien Gewerkschaften und der
sozialdemokratischen Partei entwickelten
(Heidenheimer 1969, 1980). Heidenheimer
(1980, S. 8) nennt die Ortskrankenkassen
die „dritte Säule“ der deutschen Arbeiter-
bewegung.

Für die Verbände waren diese organisa-
tionspolitischen Funktionen der Selbstver-
waltung von sehr viel größerer Bedeutung
als die Entscheidungskompetenzen, die sie
in der Gestaltung von Leistungen erhiel-
ten. Die Kompetenzen der Selbstverwal-
tungsorgane in der Bestimmung von Leis-
tungen waren von Beginn an sehr begrenzt
und die Spielräume im Leistungsbereich
wurden im Laufe der Zeit durch Exekutive
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gen zu Postkorporatismus (Streeck 2005)
führen: Die staatlich anerkannte einfluss-
reiche Position der Gewerkschaften in der
Sozialpolitik geht sowohl in der Politik-
formulierung als auch in der Politikaus-
führung auf ihr Ende zu. Die Interes-
senstruktur im Politikfeld wird komplexer,
vielfältiger und flüssiger. Das Politikfeld
Sozialpolitik wird neu strukturiert und
funktional auf seine Vermarktlichung aus-
gerichtet. Wollen Gewerkschaften bei die-
sem Wandel nicht in die totale Defensive
geraten, müssen sie den Wandel wie auch
mögliche gewerkschaftliche Reaktionen
darauf zum Topthema gewerkschaftsinter-
ner Diskussionen machen.

2
Strukturwandel der Selbst-
verwaltung

Die Selbstverwaltungsstrukturen sind der
genetische Ausgangspunkt der korporatis-
tischen Einbindung von Gewerkschaften
und Arbeitgeberverbänden in der Sozial-
politik. Sie legten den Grundstein für die
Entwicklung der Verbände hin zu Großor-
ganisationen und stellten in der Bundesre-
publik neben der Tarifpartnerschaft und
der Mitbestimmung einen der drei   „sozia-
le[n] Orte horizontaler Elitenintegration
[dar], an denen die Eliten der beiden Lager
die Interessen ihrer Mitglieder gegeneinan-
der ausglichen“ (Streeck 2005, S. 6).

Die Beteiligung der Verbände an der
Sozialbürokratie stellte für Gewerkschaften
und Arbeitgeberverbände eine in ihrer Art
einzigartige Organisationshilfe dar: Sie ver-
half ihnen zu Funktionärsposten, techni-
schen und finanziellen Ressourcen (Hei-
denheimer 1969, 1980). Die Tätigkeit in der
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und Legislative weiter eingeschränkt (Sef-
fen 1973, S. 37–38, S. 19–21). Bereits Mitte
der 1970er Jahre sprach Standfest (1977,
S. 429) in diesem Zusammenhang von 
einer „Entfunktionalisierung der Selbst-
verwaltung durch den Gesetzgeber“. Die
Entfunktionalisierung der Selbstverwal-
tung im Leistungs- und Finanzwesen 
wurde in den letzten Jahren dadurch ver-
stärkt, dass die Bundesregierung aufgrund
des zunehmenden Bundesanteils in der Fi-
nanzierung der Sozialausgaben (Streeck/
Trampusch 2005) die Aufsicht über die Trä-
ger im Laufe der Zeit immer restriktiver
handhabte, wobei der zunehmende Steuer-
anteil in den Sozialausgaben die Legitimität
der Selbstverwaltungsstrukturen, die auf
der Beitragsfinanzierung beruht, infrage
stellt.

Die Selbstverwaltungsstrukturen un-
terliegen seit geraumer Zeit weiteren
Wandlungsprozessen. Die Zahl der Selbst-
verwaltungsorgane, und damit eben auch
die der Mandate, hat sich in den letzten
Jahrzehnten – zum Teil aufgrund staatli-
cher Reformpolitik, wie bei den Hartz-Ge-
setzen, zum Teil aber auch aufgrund rück-
gängiger Mitgliederzahlen und von den
Selbstverwaltungsorganen selbst betriebe-
nen Fusionen – erheblich reduziert. So
sank die Zahl der Träger (ohne BA) von
2.100 im Jahr 1968 auf 550 im Jahr 1999
(BMGS 2003). Gab es 1980 noch 1.315 ge-
setzliche Krankenkassen (BKK Bundesver-
band 2005), so waren es im November 2005
nur noch 260. Im November 2005 kündigte
Bundesgesundheitsministerin Ulla Schmidt
an, die Zahl der Krankenkassen auf „30 bis
50“ beschränken zu wollen (FAZ vom
18.11.2005, S. 11). Durch die Fusionen der
Landesversicherungsanstalten hat sich de-
ren Zahl mittlerweile auf 16 reduziert, und
mit Hartz III wurde im Januar 2004 in der
Arbeitsverwaltung die Selbstverwaltung
auf der mittleren Ebene abgeschafft und
die 10 Landesarbeitsämter wurden in Re-
gionaldirektoren umgewandelt.

Seit den 1990er Jahren treibt der Staat
eine Reorganisation der oberen Selbstver-
waltungsorgane voran. Dies betrifft nicht
nur die Aufgaben der Organe, sondern
auch ihre Größe. In der Krankenversiche-
rung wurden bereits 1993 die Selbstverwal-
tungsaufgaben nur mehr einem Organ zu-
geordnet und die Mandate in den neuen
Verwaltungsräten von 60 auf 30 reduziert.
Das operative Geschäft liegt seitdem bei ei-
nem hauptamtlichen Vorstand, während
der Verwaltungsrat als eine Art Aufsichtsrat

die Arbeit des Vorstandes kontrolliert. Die-
ses neue Leitungsmodell ist mittlerweile
auch in der Arbeitsverwaltung eingeführt.
Bereits 2002 wurden dort der selbstverwal-
tete Vorstand (und das Amt des Präsiden-
ten) abgeschafft und die Zahl der Mitglie-
der des Verwaltungsrates von 51 auf 21 re-
duziert. 2004 vollzog sich schließlich auch
dort die Trennung zwischen Geschäfts-
führung und Aufsicht. Zum neuen Lei-
tungsmodell gehört zudem die Einführung
von Zielvereinbarungen, die es in der Kran-
kenversicherung bereits länger zwischen
verschiedenen Organisationen gibt, und
die in der Arbeitsverwaltung seit der letz-
ten Hartz-Reform auch zwischen dem Ar-
beitsministerium und der Bundesagentur
vereinbart werden. In der Rentenversiche-
rung steht eine grundlegende Erneuerung
der Selbstverwaltungsstrukturen hingegen
noch aus. Die Hartz IV Reform hat ferner,
wie die Bundesagentur selbst ausführt, zu
einem „Wettbewerbsstreit zwischen Ar-
beitsgemeinschaften und Optionskommu-
nen“ (BA-Presseinfo 2005) geführt, der,
wenn die Optionskommunen diesen für
sich entscheiden, die Selbstverwaltungs-
strukturen in der Arbeitsverwaltung weiter
diskreditieren wird.

3
Elitewechsel: Autonomi-
sierung der Parteien 
gegenüber den Verbänden

Die wechselseitige Integration von Par-
teien- und Verbändesystem war im Poli-
tikfeld Sozialpolitik bis in die 1990er Jahre
sehr stark ausgeprägt (Trampusch 2004).
Verschiedene Studien zeigen, dass die Ver-
flechtung zwischen den sozialen Interessen
und dem Parteiensystem in der deutschen
Sozialpolitik verschiedene Formen ange-
nommen hat (Weßels 1987; Trampusch
2004; Hassel 2006). So lassen sich nicht nur
Vorstandsverflechtungen zwischen Partei-
en und Verbänden sowie Verbindungen
durch parteiinterne Organisationen1 fest-
stellen. Auch waren das Parteien- und Ver-
bändesystem in diesem Politikbereich
durch Verbandsmitgliedschaften von Bun-
destagsabgeordneten und Arbeitsminis-
tern, aber vor allem auch durch Bindungen
von Abgeordneten des für die Sozialpolitik
federführenden Ausschusses für Arbeit und
Sozialordnung mit sozialpolitischen Inter-
essenträgern eng miteinander verflochten.

Politiker, die in der Sozialpolitik agierten,
waren traditionell gewerkschaftsnah. M. G.
Schmidt (2005, S. 119) bezeichnete das Ar-
beitsministerium denn auch als „Stätte der
großen Koalition christdemokratischer
und sozialdemokratischer Sozialpolitiker“.
Das Arbeitsministerium war, so Schmidt
(2005, S. 119), „mehr als jedes andere Mi-
nisterium eine Art Verbändeherzogtum der
Gewerkschaften“. Die engen Bindungen
zwischen Parteien und Gewerkschaften in
der Sozialpolitik wurden dabei dadurch
verstärkt, dass die Konfliktstrukturen und
ideologischen Distanzen zwischen CDU/
CSU und SPD lange Zeit gering waren, so-
dass Schmidt (2005, S. 170) von „zwei So-
zialstaatsparteien“ spricht.

Betrachtet man nun aber die Entwick-
lung dieser Verflechtungsformen genauer,
so zeigt sich, dass sich die Beziehungs-
strukturen zwischen Parteien und Verbän-
den in der Sozialpolitik abgeschwächt 
haben, was dazu geführt hat, dass das Par-
teiensystem gegenüber dem Verbändesys-
tem insgesamt Autonomie hinzugewonnen
hat (Hassel 2006; Trampusch 2004). Die
Sozialpolitiker in den zuständigen Ministe-
rien und den Bundestagsfraktionen sowie
auch die Sozialpartner besitzen heute kein
Politikformulierungsmonopol in der Sozi-
alpolitik mehr; vielmehr treten die politi-
schen Führungen in den Parteien und der
Regierung in Grundsatzfragen der Sozial-
politik viel stärker als früher als Agendaset-
ter auf (Trampusch 2005b).

Die Karrieren der Abgeordneten im
Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung
spiegeln einen Elitewechsel in der Sozial-
politik wider (Trampusch 2004). In den
1990er Jahren zeigte sich dort bei den Uni-
onsabgeordneten – vor allem hinsichtlich
der beruflichen Herkunft und der Mit-
gliedschaft in sozialpolitischen Organisa-
tionen sowie arbeitgeber- und wirtschafts-
nahen Verbänden – eine Abnahme der 
Verflechtung mit sozialpolitischen Interes-
senträgern. So ist bei der Unionsfraktion

1 Sowohl in CDU/CSU als auch in der SPD gibt es
mit der CDA (Christlich-Demokratische Arbeit-
nehmerschaft), der CSA (Christlich-Soziale Arbeit-
nehmerschaft), dem AfA (Arbeitsgemeinschaft für
Arbeitnehmerfragen) und dem SPD-Gewerk-
schaftsrat, der sich aus den Parteimitgliedern un-
ter den DGB-Vorsitzenden zusammensetzt, par-
teiinterne Organisationen, die die Repräsentanz
von Arbeitnehmerinteressen in den Parteien ga-
rantieren sollen.
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der Anteil derjenigen Abgeordneten, die
vor dem Bundestagsmandat in der Sozial-
politik hauptberuflich tätig waren, indem
sie Verbandsfunktionär waren oder in der
Sozialverwaltung arbeiteten, bis zum Jahr
2002 auf Null gesunken. Die SPD-Abge-
ordneten weisen ebenso einen Rückgang
der Berufssozialpolitiker auf, also der Ab-
geordneten mit beruflicher Erfahrung in
der Sozialpolitik. Der Entflechtungstrend
findet hier in den letzten Jahren aber stär-
ker hinsichtlich ihrer Mitgliedschaften in
Gewerkschaften und in Betriebs- und Auf-
sichtsräten sowie hinsichtlich von Füh-
rungspositionen in den sozioökonomi-
schen Interessengruppen statt. Sowohl bei
den Unions- als auch bei den SPD-Abge-
ordneten ist der Trend einer zunehmenden
Professionalisierung des Politikerberufes
erkennbar. Bei beiden ist der Anteil derje-
nigen, die über die politische Karriere in
den Bundestag wechselten, angestiegen; bei
der Union seit Ende der 1990er Jahre, bei
der SPD bereits Mitte der 1980er Jahre, was
im Vergleich zur Union aufgrund des ge-
ringen Anteils der Parteipolitiker Anfang
der 1980er Jahre als eine Aufholbewegung
zu interpretieren ist. Während sich früher
die Ausschussabgeordneten zu einem
großen Teil als Interessenvertretungen or-
ganisierter Interessen verstanden, hat sich
die heutige Politikergeneration stärker pro-
fessionalisiert und ein Profil entwickelt, das
politikfeldübergreifend angelegt ist.

4
Die Pluralisierung

Die Pluralisierung des Politikfeldes voll-
zieht sich auf der einen Seite als eine Frag-
mentierung von Gewerkschaften und den
Verbänden der Wirtschaft und findet auf
der anderen Seite durch das Auftreten neu-
er interessenpolitischer, funktional spezia-
lisierter Wettbewerber statt. Durch die Plu-
ralisierung verlieren Gewerkschaften und
Arbeitgeberverbände ihre vormals mono-
polartige Stellung in der sozialpolitischen
Interessenvermittlung.

4.1 FRAGMENTIERUNG DER 
GEWERKSCHAFTEN UND ARBEIT-
GEBERVERBÄNDE 

Die Fragmentierung der Gewerkschaften
und Arbeitgeberverbände zeigt sich zum
einen in der seit Mitte der 1990er Jahre

deutlich zu verzeichnenden Polarisierung
zwischen Einzelgewerkschaften wie auch
zwischen den Spitzenverbänden der Wirt-
schaft; zum anderen nutzen beide Seiten
auch zunehmend neue Organisationsfor-
men, um sich Domänen und Einfluss im
Politikfeld zu sichern. Bei den Gewerk-
schaften sind dies beispielsweise ihre punk-
tuellen Allianzen mit sozialen Bewegungen
in Fragen des Widerstands gegen Leis-
tungskürzungen; die Wirtschafts- und Ar-
beitgeberinteressen hingegen gründen
neue private Lobbyorganisationen, wie die
„Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft“,
die mit sehr viel Geld sehr viel Öffentlich-
keitsarbeit für arbeitgeberfreundliche Poli-
tik in Deutschland betreibt; diesbezüglich
kann sogar davon gesprochen werden, dass
sich auf der Wirtschaftsseite ein Trend
zeigt, das Lobbying an private Consulting
Firmen auszulagern. Interessenvertretung
wird so zu einem an Agenten übertragenen
singulären Ereignis, was Interessenvermitt-
lung als formalisierten staatlich-verbandli-
chen Leistungsaustausch erheblich aushe-
belt (Winter 2003, S. 39–40).

Sowohl bei den Gewerkschaften als
auch bei den Arbeitgebern hat sich in den
1990er Jahren das Konfliktpotenzial er-
heblich erhöht. Auf Gewerkschaftsseite 
haben wegen der Dauerhaftigkeit der 
Arbeitslosigkeit, des Verbetrieblichungs-
drucks, der auf dem System des Flächenta-
rifvertrages lastet, und der öffentlichen
und politischen Debatte über den Reform-
bedarf in der Sozialpolitik die Konflikte
zwischen streikfähigen und nicht streik-
fähigen, zwischen konfliktorientierten und
konsensorientierten Gewerkschaften zu-
genommen; die unterschiedlichen Reak-
tionen von IG Metall, ver.di und IG BCE
auf das Bündnis für Arbeit und die Agen-
da 2010 haben das deutlich gezeigt. Auf
Seiten der Arbeitnehmer nimmt die Spal-
tung zwischen denen, die Arbeit haben,
und denen, die Arbeit suchen, jeden Tag
zu. Während die einen unwillig sind, sich
für alle Arbeitnehmer, für Flächentarif und
Umverteilung zu organisieren (Cockpit-
Syndrom), sind die anderen zu schwach,
sich überhaupt zu organisieren (Streeck
2005).

Auf Arbeitgeberseite haben sich unter
der Rahmenbedingung verschärfter inter-
nationaler Preiskonkurrenz Auseinander-
setzungen zwischen den großen und klei-
nen Unternehmen sowie zwischen Zuliefe-
rern und Abnehmern gemehrt, wobei sich
diese Konflikte vor allem in der Tarifpolitik

und der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik
manifestieren. Der Widerstand der kleinen
und mittleren Unternehmen gegen ABM,
Frühverrentung und Altersteilzeit hat dies
deutlich gemacht. Winter (2003, S. 39) be-
tont, dass die Dachorganisationen der
Wirtschaftsverbände zunehmend Schwie-
rigkeiten haben, strategische Koalitionen
zwischen den Interessen ihrer Mitglieder-
verbände zu schmieden und sich dort In-
teressenvertretung auch individualisiert,
weil Großunternehmen zunehmend eigen-
ständiges Lobbying betreiben. In der Tarif-
politik zeigt sich diese Individualisierung in
der Gründung der OT-Verbände, durch die
Unternehmen aus der Tarifbindung fliehen
(Streeck/Rehder 2005).

4.2 NEUE SEKTORALE 
WETTBEWERBER 

Der zweite Moment des Wandels der Inter-
essenvermittlung ist, dass Gewerkschaften
und Arbeitgeberverbände – bedingt durch
die Schaffung von Märkten im Politikfeld
sowie die Sozialkürzungen und die Re-
strukturierung der Sozialleistungen (z. B.
Zusammenlegung von Sozial- und Arbeits-
losenhilfe) – mit neuen sektoralen Wettbe-
werbern um Einfluss und Domänen im 
Politikfeld ringen: Drei Gruppen von Ak-
teuren stellen für Gewerkschaften und Ar-
beitgeberverbände (neue) sektorale Wett-
bewerber dar: privat-gewerbliche Dienst-
leistungsunternehmen und ihre Interes-
senorganisationen, Klientelorganisationen
wie Sozialverbände (Rentnerverbände),
Patientenorganisationen und Arbeitslosen-
organisationen sowie die Freien Wohl-
fahrtsverbände. Die traditionelle Ausdiffe-
renzierung zwischen Armenpolitik und So-
zialpolitik – oder anders formuliert zwi-
schen Armen- und Arbeiterpolitik –
(Sachße/Tennstedt 1988) ist im Begriff,
sich aufzulösen.

In der Arbeitsmarktpolitik entstehen
neue Konkurrenten nicht nur durch kom-
merzielle Dienstleister im Bereich der Zeit-
arbeit und Arbeitsvermittlung, sondern
auch durch etablierte und gefestigte Akteu-
re, wie Klientelorganisationen und Wohl-
fahrtsverbände, die durch die Zusammen-
legung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe
noch stärker als bisher in die Arbeits-
marktpolitik eintreten. Die Wohlfahrtsver-
bände sind zwar schon lange in die Ar-
beitsmarktpolitik involviert, weil sie als
Träger von Maßnahmen der Arbeitsförde-
rung (vor allem ABM) und in der Beratung
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setzlichen Kassen mittlerweile zumindest
partiell zu kommerziellen Akteuren, indem
sie beispielsweise eigene Vertriebs- und
Marketingabteilungen gegründet haben.
Seit 2004 können die gesetzlichen Kassen
private Zusatzleistungen anbieten sowie
vertreiben und Beitragsrückerstattungs-
und Bonusmodelle offerieren. Die Kassen
führen ferner zunehmend Wirtschaftlich-
keits- und Qualitätskontrollen gegenüber
den Anbietern ein.

Auch in der Rentenpolitik und Arbeits-
marktpolitik hat der Staat in den letzten
Jahren seine Bemühungen verstärkt, pri-
vat-gewerbliche Träger zu fördern: in der
Rentenversicherung durch die Einführung
der Riesterrente mit dem Altersvermögens-
gesetz 2000/2001, in der Arbeitsmarktpoli-
tik durch die Zulassung von privater Ar-
beitsvermittlung und kommerziell tätigen
Zeitarbeitsunternehmen. 2002 wurde die
Erlaubnispflicht für private Arbeitsver-
mittlung aufgehoben und Vermittlungs-
gutscheine wurden eingeführt. Mit den
Hartz-Reformen soll die BA zu einem
Agenturmodell umgewandelt werden
(Schmid 2004, S. 7). Auf kommunaler Ebe-
ne ist die Finanzierung der Träger von Be-
schäftigungsgesellschaften ferner vielfach
auf vermittlungsabhängige Kopfprämien
umgestellt worden (Bode 2004, S. 159).

Treibende Kraft der Vermarktlichung
ist dabei auch die Einführung von neuen
Steuerungsmodellen in der öffentlichen
Verwaltung. Als Folge des Übergangs von
Konditional- zu Finalprogrammierung,
der Einführung von Zielvereinbarungen
zwischen verschiedenen Verwaltungshier-
archien und von Globalbudgets kommer-
zialisieren öffentliche Verwaltungen zu-
nehmend ihre Beziehungen zu den sozialen
Trägern und Dienstleitungsunternehmen.
Durch neue Vergaberichtlinien, die Ab-
schaffung des Selbstkostenprinzips und die
Einführung leistungsbezogener Entgelte
und Qualitätssicherungsinstrumente wird
versucht, Trägerkonkurrenz herzustellen
(Dahme et al. 2005, S. 38–42).

2005 konnte sie immerhin den Mitglieder-
schwund gegenüber 2004 von vier auf zwei
Prozentpunkte reduzieren (FAZ vom
30.01. 2006, S. 15).

5
Märkte

Die Sozialpolitikforschung weist seit ge-
raumer Zeit auf Tendenzen der Vermarkt-
lichung im Trägerbereich des Sozialsektors
hin (Bode 2004; Boeßenecker 2005; Null-
meier 2002, 2004; Rüb 2003). Dabei ma-
chen die Studien deutlich, dass diese Ten-
denz zu einem neuen „Wohlfahrtsmix“
(Leisering 1999, S. 190) führt, der im Grun-
de alle Bereiche der sozialen Dienstleistun-
gen betrifft, von der Altenpflege (Bode
2004, S. 139ff), Jugend- und Kinderhilfe4

und Kinderbetreuung über Krankenpflege
und Gesundheitsversorgung (Bode 2004)
bis zur Arbeitsmarktpolitik und Arbeits-
vermittlung (Bruttel 2005). Die Vermarkt-
lichung führt dabei nicht nur  zu erhebli-
chen innerorganisatorischen Veränderun-
gen der Träger von sozialen Dienstleistun-
gen, sondern auch zu einem radikalen
Wandel der traditionellen Austausch- und
Kooperationsbeziehungen zwischen Trä-
gern und Sozialverwaltungen (aktuell:
Wohlfahrt 2005).

Der Staat hat mittlerweile in nahezu al-
len Bereichen der sozialen Sicherung
Märkte geschaffen und die Kommerziali-
sierung des Trägerbereiches vorangetrie-
ben. Mit der Einführung der Pflegeversi-
cherung wurden kommerziell tätige Pfle-
gedienste etabliert, mit denen die Träger
der Freien Wohlfahrtsverbände heute kon-
kurrieren müssen. Die Pflegeversicherung
hat die Zahl privat-gewerblicher Dienst-
leistungsunternehmen im Sozialsektor ra-
pide erhöht, wobei sich diese Unternehmen
eben keineswegs auf den Bereich der Pfle-
ge begrenzen (Boeßenecker 2005, S. 281).
Nullmeier (2002, S. 273) bezeichnet das
Pflegeversicherungsgesetz daher auch als
„Marktschaffungsgesetz“. In der Kranken-
versicherung gab es in den 1990er Jahren
erhebliche Veränderungen im Kassenwahl-
und Vertragsrecht, welche die Entstehung
privater Kassen ermöglichten. Damit ein-
her ging ein Wettbewerb unter den Kassen
um die besser verdienenden Beitragszahler,
die gleichzeitig ein relativ geringes Erkran-
kungsrisiko aufweisen. Als Folge der Ver-
marktlichung restrukturieren sich die ge-

von Arbeitslosen tätig sind.2 Durch die
Kommunalisierung der Arbeitsmarktpoli-
tik können sich die Wohlfahrtsverbände je-
doch aufgrund ihrer traditionell stark aus-
geprägten Kooperationsbeziehungen mit
den Kommunalverwaltungen neue Ge-
schäftsfelder sichern und so auch die Posi-
tion der Gewerkschaften in der Interessen-
politik erheblich untergraben.

In der Rentenpolitik ist das Bild nicht
viel anders. Hier entsteht Konkurrenz nicht
nur durch Vertreter kommerzieller Unter-
nehmen, sondern auch in Form von klien-
telistischen Organisationen, wie den So-
zialverbänden. Verbände privat-gewerbli-
cher Interessen, die verstärkt als Lobbyisten
in der Rentenpolitik auftreten, stellen dabei
nicht nur die Organisationen von Anbie-
tern privater oder betrieblicher Rentenver-
sicherungen dar, wie die Arbeitsgemein-
schaft für betriebliche Altersversorgung
oder der Arbeitgeberverband der finanz-
dienstleistenden Wirtschaft, sondern auch
die Immobilien- und Wohnungsunterneh-
men, die durch die private Altersvorsorge
ihre Geschäftsfelder bedroht sehen. Zu-
dem verhalten sich die Kirchen seit den
Rentenreformen zusehends als Lobbyisten,
und zwar in ihrer Eigenschaft als Betrei-
ber kirchlicher Altersvorsorgeeinrichtun-
gen.3

Insbesondere die Sozialverbände (So-
zialverband VdK, Sozialverband Deutsch-
land), die traditionell eher im Bereich der
Gesundheits- und Rentenpolitik tätig sind,
dringen vermehrt in die sozialpolitische In-
teressenvermittlung ein und stellen die Ge-
werkschaften vor neue Herausforderun-
gen. Während die Hartz-Reformen den 
Sozialverbänden Mitglieder beschert ha-
ben, sind aus der IG Metall vor allem 2003
zahlreiche Mitglieder ausgetreten (FTD
vom 29.08.2003, S. 23). Der Mitgliederzu-
wachs der Sozialverbände ist dabei den So-
zialkürzungen im Renten- und Gesund-
heitsbereich zuzurechnen. Bei der IG Me-
tall spielten 2003 der verlorene Streik in
Ostdeutschland, die Führungskrise sowie
im ersten Halbjahr auch die Unzufrieden-
heit über den erfolglosen Kampf gegen die
Agenda 2010 eine Rolle (FTD vom
29.08.2003, S. 23). Für 2006 bahnt sich fer-
ner eine Fusion der beiden Sozialverbände
an, was dazu führen wird, dass den Ge-
werkschaften dann ein Konkurrent mit
über 2 Mio. Mitgliedern gegenüberstehen
wird (Spiegel 13.12.2004, S. 102). Anfang
2006 hatte die IG Metall 2,38 Millionen
Mitglieder (FAZ vom 25.01.2006, S. 13),

2 Die Wohlfahrtsverbände sind in die Arbeitsmarkt-
politik stärker involviert (Behindertenwerkstätten)
als in die anderen Bereiche der Sozialversicherung
(Winter 2000, S.533).

3 Früher erhoben die Kirchen allenfalls bei den
großen Reformvorhaben ihr Wort (Winter 2000, 
S. 530).

4 1999 wurde der bedingte Vorrang der Träger der
Freien Wohlfahrtsverbände in der Kinder- und Ju-
gendhilfe außer Kraft gesetzt.
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Verschiedene Studien zeigen ferner auf,
dass die Vermarktlichung auch durch 
supranationale Entwicklungen vorange-
trieben wird: Hierzu sind nicht nur die
GATS-Verhandlungen zu zählen, sondern
vor allem auch die EU-Wettbewerbspolitik
sowie die EU-Rechtsprechung, die EU-Bei-
hilfekontrollen und die Pensionsrichtlinie
der EU (Wohlfahrt 2005, S. 16–20; Rock
2003; Lange 2001; Leisering 1999). Das Eu-
ropäische Wettbewerbsrecht setzt dabei
insbesondere den Pflege- und Kranken-
hausbereich unter erheblichen Kommer-
zialisierungsdruck (Rock 2003, S. 163).

6
Folgen für die Gewerk-
schaften

Die dargestellten Veränderungen zeigen ei-
nen fundamentalen Strukturwandel im
Politikfeld „Sozialpolitik“ auf. Die Selbst-
verwaltungsstrukturen zerfallen. Dies ist
nicht nur durch ihre schleichende Ent-
funktionalisierung bedingt. Der Struktur-
wandel der Selbstverwaltung, der deren
Existenz erheblich delegitimiert, resultiert
auch daraus, dass sich die Zahl der Selbst-
verwaltungspositionen in den letzten Jahr-
zehnten erheblich reduziert hat und die
Bundesregierung die Strukturen aktiv hin
zu einem Aufsichtsratsmodell reorganisiert
und somit das bisherige Gefüge zerschlägt.
Die Verflechtungen zwischen Parteien und
Gewerkschaften haben sich abgeschwächt,
was für Gewerkschaften langfristige Folgen
hat: Im Parteiensystem werden in und zwi-
schen den Parteien die Konflikte in der So-
zialpolitik größer (Trampusch 2005b). Den
Gewerkschaften steht somit auf lange Sicht
ein Parteiensystem gegenüber, in dem der
Parteienwettbewerb und damit Konflikte
um Einfluss- und Machtzonen erheblich
zunehmen. Das Politikfeld befindet sich
zudem im Übergang zu lobbyistischer Po-
litikgestaltung mit pluralisierten Konflikt-
linien. Auf Seiten der Gewerkschaften lässt
sich auch eine Tendenz der parteipoliti-
schen Pluralisierung (IG Metall und 

Linke/PDS; IG BCE und SPD) beobachten.
Ferner werden Märkte geschaffen; Wettbe-
werb wird gefördert.

Die Gewerkschaften können diesen
Strukturwandel des Politikfeldes nicht
mehr rückgängig machen, weder ideolo-
gisch noch machtpolitisch. Um unter der
neuen Bedingung des Postkorporatismus,
in dem Gewerkschaften in der Politikfor-
mulierung und -ausführung ihre vormals
starke Stellung einbüßen, bestehen zu kön-
nen, müssen Gewerkschaften mit Blick auf
ihre eigenen Organisations- und Mitglie-
derinteressen neue Strategien und Mobili-
sierungstechniken entwickeln. Die Ge-
werkschaften werden in Zukunft im Poli-
tikfeld einem Bollwerk aus Lobbyisten von
Partialinteressen gegenüberstehen, ihre Be-
ziehungen zu anderen Akteuren struktu-
rieren sich im Postkorporatismus mehr
nach situativen Gegebenheiten und punk-
tuell. Gewerkschaften müssen sich neue
Domänen und organisatorische Felder si-
chern. Dafür stehen ihnen in der Tarifpoli-
tik und auch im politischen System einige
Wege offen.

Hinsichtlich der Tarifpolitik steht die
Strategie im Vordergrund, den Tarifvertrag
noch stärker für sozial- und arbeitsmarkt-
politische Themen zu nutzen, und zwar
nicht nur für Altersvorsorge und Altersteil-
zeit, sondern auch für Themen wie Familie
und Kinderbetreuung oder Bildung und
Weiterbildung. Die Gewerkschaften könn-
ten ihre Bemühungen in der Konsolidie-
rung der tariflichen Sozialpolitik verstär-
ken. Denn: Tarifliche Lösungen ermögli-
chen solidarischere Lösungen als der
Markt. Der Nachweis ihrer Kompetenz in
der Ausgestaltung tariflicher Sozialpolitik
kann für die Gewerkschaften zudem von
zentraler organisationspolitischer Bedeu-
tung werden, wie Gewerkschaften in ande-
ren Ländern, z. B. die niederländischen,
seit Jahrzehnten vorführen (Trampusch
2005a). Politisch sollten die Gewerkschaf-
ten daher auf eine Verstärkung der gesetz-
lichen Flankierung von tariflicher Sozial-
politik mittels unterstützenden Maßnah-
men im Steuer-, Sozial- und Arbeitsrecht
drängen. Gleichwohl ist dabei zu beden-

ken, dass der derzeit begrenzte lohnpoliti-
sche Verteilungsspielraum wie auch der
Trend zu einer marktgetriebenen, statt
durch Flächentarifvertrag betriebenen Re-
gulierung von Löhnen die Ausweitung von
tariflicher Sozialpolitik konterkarieren
können, und dass auf Arbeitgeberseite ge-
genüber tariflicher Sozialpolitik erhebliche
Vorbehalte bestehen. Tarifliche Sozialpoli-
tik muss so in jedem Fall mit spezifischen
betrieblichen Optionsmöglichkeiten und
Strategien verbunden werden, wobei die
Gewerkschaften die Betriebsräte nachhal-
tig in der operativen Umsetzung unterstüt-
zen müssen.

Hinsichtlich des politischen Systems
sollten Gewerkschaften neue Möglichkei-
ten der politischen Einflussnahme auf lo-
kaler, regionaler und EU-Ebene schaffen
und nutzen. In diesem Zusammenhang
müssen Gewerkschaften auch entscheiden,
inwieweit sie andere sozialpolitische Inter-
essengruppen wie soziale Bewegungen,
Wohlfahrts- und Sozialverbände sowie Kir-
chen als Koalitionspartner oder Konkur-
rent betrachten. Gegenüber der Politik soll-
ten sich Gewerkschaften als kompetente
Reformpartner präsentieren, die sich vom
Bollwerk der Lobby- und privaten Poli-
tikberatungsindustrie durch Verlässlichkeit
absetzen.

Bei der Anpassung ihrer Interessenpo-
litik sollten die Gewerkschaften dabei auch
besonderes Augenmerk auf die qualifika-
torische Schulung gewerkschaftlicher In-
teressenvertreter legen und deren Kompe-
tenzen in steuer-, finanz-, haushalts-, wirt-
schafts- und EU-politischen Belangen 
stärken. Um der schleichenden De-Legiti-
mierung der Selbstverwaltung entgegenzu-
wirken, sollten die Gewerkschaften aktiv
die innere Reform der Selbstverwaltungs-
strukturen hin zu effizienten und effekti-
ven Verwaltungen vorantreiben und das
Selbstverwaltungsprinzip nach außen als
Medium darstellen, das helfen kann, Kon-
flikte zwischen Gewerkschaften und Ar-
beitgebern zu minimieren, und so befrie-
dend auf die Tarifpolitik und politische
Auseinandersetzungen im Zuge der Re-
form des Sozialstaates ausstrahlt.
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